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Für alle Steuerpflichtigen

Steuerinformationen für Mai 2025
Das Bundesverfassungsgericht hat  
entschieden: Der Solidaritätszuschlag  
ist verfassungsgemäß und darf folglich 
weiterhin erhoben werden.

Darüber hinaus ist in diesem Monat  
auf folgende Aspekte hinzuweisen: 

Eltern verkauften ihrem Kind ein  
Grundstück. Der Kaufpreis war ratierlich  
und unverzinslich zu zahlen. Obwohl der  
Zinsverzicht ausdrücklich als Schenkung 
deklariert wurde, wollte das Finanzamt  
die rechnerisch enthaltenen Zinsen als 
Kapitalerträge versteuern. 

Das sah das Finanzgericht Schleswig- 
Holstein aber anders: Hier ist die Schen-
kungsteuer vorrangig, sodass die Ertrags- 
besteuerung zurücktritt. Ob eine Doppel- 
besteuerung wirklich ausgeschlossen  
ist, muss nun der Bundesfinanzhof ent- 
scheiden.

Das Bundesfinanzministerium hat einige 
interessante Schreiben veröffentlicht.  
Dabei geht es um die ertragsteuerliche 
Behandlung bestimmter Kryptowerte, die 
Begünstigung nicht entnommener Gewinne 
nach § 34a des Einkommensteuergesetzes 
sowie die umsatzsteuerliche Kleinunter
nehmerregelung.

Steuerpflichtige sollten einige Termine  
bzw. Fristen beachten:  
· �Wurden elektronische Aufzeichnungs- 

systeme vor dem 1.7.2025 angeschafft, 
muss die Mitteilung an die Finanz- 
verwaltung bis zum 31.7.2025 erfolgen.

· �Wer das Vorsteuervergütungsverfahren  
nutzen möchte, muss die Anträge bis  
zum 30.9.2025 stellen.

Diese und weitere interessante Informatio-
nen finden Sie in der Ausgabe für Mai 2025. 

Viel Spaß beim Lesen!

TOP Steuerberater 2024
Die Kanzlei Epple, Dr. Hörmann & Kolle-
gen (EHK) wurde von der Redaktion des 
Wirtschaftsmagazins FOCUS MONEY in 
der Ausgabe 24/2024 wiederholt als eine 
der führenden großen Steuerkanzleien  
in Deutschland ausgezeichnet. In einer 
bundesweiten Umfrage wurden mehr als 
100.000 Steuerexperten zu den Themen 
Qualifikation, Spezialisierung und fach- 
liches Know-how befragt, wobei EHK wie 
in den Vorjahren überzeugen konnte. 

An
unsere geschätzten Mandanten
und Freunde der Kanzlei

Epple, Dr. Hörmann & Kollegen, StB, RAe. Morellstraße 33, 86159 Augsburg



Für alle Steuerpflichtigen

Bundesfinanzministerium:  
Einzelfragen zur ertragsteuerlichen Behandlung bestimmter Kryptowerte
Das Bundesfinanzministerium hat mit den 
Bundesländern Vorgaben zu den ertrag
steuerrechtlichen Mitwirkungs- und Auf-
zeichnungspflichten bei Kryptowerten  
(wie z. B. Bitcoin) erarbeitet. Die neuen 
Vorgaben ersetzen das bisherige Schreiben 
aus 2022. Zu diesem Anlass wurde die 
bisherige Formulierung „virtuelle Wäh- 
rungen und sonstige Token“ durch die 
Bezeichnung „Kryptowerte“ ersetzt.

Beachten Sie: Tätigkeiten im Zusammen- 
hang mit Kryptowerten können zu Einkünften 
aus allen Einkunftsarten (z. B. Einkünfte  
aus Gewerbebetrieb und Kapitalvermögen) 
führen.

Nach der Rz. 53 des Schreibens ist Folgen-
des zu beachten: Gewinne aus dem Verkauf 
von im Privatvermögen gehaltenen Krypto-
werten können Einkünfte aus privaten 
Veräußerungsgeschäften darstellen, wenn 

der Zeitraum zwischen Anschaffung und 
Veräußerung nicht mehr als ein Jahr beträgt. 
Gewinne bleiben indes steuerfrei, wenn die 
Summe der aus allen privaten Veräuße-
rungsgeschäften im Kalenderjahr erzielten 
Gewinne weniger als 1.000 EUR beträgt.

Quelle: BMF-Schreiben vom 6.3.2025,  
Az. IV C 1 - S 2256/00042/064/043,  
unter www.iww.de, Abruf-Nr. 246969
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Für alle Steuerpflichtigen

Solidaritätszuschlag:  
Verfassungsbeschwerde war erfolglos
Die Verfassungsbeschwerde gegen die 
Erhebung des Solidaritätszuschlags war 
erfolglos. Sie richtete sich sowohl gegen  
die unveränderte Fortführung der Solidari-
tätszuschlagspflicht als auch gegen den  
nur teilweisen Abbau des Solidaritätszu-
schlags mit Wirkung ab dem Veranlagungs-
zeitraum 2021.

Entscheidung des  
Bundesverfassungsgerichts

In seiner ausführlichen Pressemitteilung 
führt das Bundesverfassungsgericht zwar 
aus, dass den Gesetzgeber bei einer länger 
andauernden Erhebung einer Ergänzungs
abgabe eine Beobachtungsobliegenheit  
trifft.

Ein offensichtlicher Wegfall des auf den 
Beitritt der damals neuen Länder zurück
zuführenden Mehrbedarfs des Bundes kann, 
so das Bundesverfassungsgericht, aber  
auch heute (noch) nicht festgestellt werden.

Eine Verpflichtung des Gesetzgebers zur 
Aufhebung des Solidaritätszuschlags ab  
dem Veranlagungszeitraum 2020 bestand 
und besteht folglich nicht.

Erhebung des Solidaritätszuschlags

Durch die Teilabschaffung des Solidaritäts-
zuschlags müssen den Solidaritätszuschlag 
nur noch „Besserverdienende“ zahlen. Für 
den Veranlagungszeitraum 2025 beträgt die 
Freigrenze, die sich auf die Lohnsteuer oder 

die veranlagte Einkommensteuer bezieht, 
19.950 EUR bei der Einzelveranlagung und 
39.900 EUR bei der Zusammenveranlagung.

Beachten Sie: Wird die Freigrenze über-
schritten, wird der Solidaritätszuschlag  
nicht sofort in voller Höhe erhoben (Milde-
rungszone).

Merke: Für Kapitalgesellschaften wurde der 
Solidaritätszuschlag nicht angepasst, sie 
zahlen also weiterhin den vollen Solidaritäts-
zuschlag i. H. von 5,5 %. Dies gilt auch bei 
der Abgeltungsteuer auf Kapitalerträge.

Quelle: BVerfG, Urteil vom 26.3.2025,  
Az. 2 BvR 1505/20 sowie PM Nr. 30/2025  
vom 26.3.2025

Für alle Steuerpflichtigen

Stundung einer Kaufpreisforderung:  
Liegen steuerpflichtige Kapitalerträge vor?
Die Stundung des Kaufpreises aus dem 
Verkauf eines zum Privatvermögen gehören-
den Grundstücks im Wege einer Ratenzah-
lung ist als Einräumung eines Darlehens zu 
qualifizieren, das zu Einkünften aus Kapital-
vermögen führen kann. Dies gilt auch, wenn 
die Vertragsparteien eine Verzinsung aus-
drücklich ausgeschlossen haben. Ob es  
aber tatsächlich dazu kommt, hängt von den 
weiteren vertraglichen Vereinbarungen ab, 
wie das Finanzgericht Schleswig-Holstein 
entschieden hat.

Sachverhalt

Die Steuerpflichtigen hatten ihrer Tochter  
ein Hausgrundstück verkauft, den im Über-
tragungsvertrag vereinbarten Kaufpreis 
jedoch (ebenfalls im Übertragungsvertrag) 
gestundet. Die Stundungsvereinbarung  
sah vor, dass die Tochter den Kaufpreis in 
monatlichen Raten bezahlt.

Eine Verzinsung wurde nicht vereinbart.  
Die in diesem Verzicht liegende Kaufpreis
reduzierung wurde, so die Vereinbarung,  
der Tochter geschenkt.

Das Finanzamt ging von einem in der Raten-
zahlungsvereinbarung liegenden Zinsanteil 
aus, den es der Besteuerung unterwarf. 
Nach erfolglosem Einspruch gab das Finanz-
gericht Schleswig-Holstein der hiergegen 
gerichteten Klage statt.

Der in der Ratenzahlungsabrede rechnerisch 
enthaltene Zinsanteil ist unter den vorliegen-
den Umständen nicht als Ertrag aus einer 
Kapitalforderung zu qualifizieren. Die Diffe-
renz zwischen dem Nominalkaufpreis und 
dem abgezinsten Barkaufpreis haben die 
Eltern ihrer Tochter ausdrücklich geschenkt.

Die hierin bzw. in dem entsprechenden 
Kapitalnutzungsvorteil liegende freigebige 
Zuwendung ist als Schenkung zu qualifizie-

ren und deshalb für die Einkommensteuer 
irrelevant. Es besteht ein Anwendungs
vorrang der Schenkungsteuer, sodass die 
Ertragsbesteuerung in diesem Fall zurück-
tritt.

Andere Auffassung

Das Finanzgericht Köln hat zu dieser  
Thematik eine andere Ansicht vertreten. 
Danach ist es unvermeidlich und nicht 
verfassungswidrig, wenn es bei folgerich- 
tiger Ausgestaltung jeder Einzelsteuer zu 
Doppelbelastungen kommt.

Da gegen beide Entscheidungen die  
Revision anhängig ist, wird der Bundes
finanzhof nun für Klarheit sorgen können.

Quelle: FG Schleswig-Holstein, Urteil vom 
17.9.2024, Az. 4 K 34/24, Rev. BFH Az. VIII R 
30/24; FG Köln, Urteil vom 27.10.2022,  
Az. 7 K 2233/20, Rev. BFH Az. VIII R 1/23



3E-H-K Rundschreiben 05 / 2025

Für Unternehmer

Aktuelles zu verdeckten Gewinnausschüttungen  
bei Aktiengesellschaften
Der Bundesfinanzhof hat entschieden, dass 
Vergütungsvereinbarungen zwischen einer 
Aktiengesellschaft (AG) und einem Vor-
standsmitglied, das zugleich Minderheits
aktionär ist, steuerrechtlich regelmäßig 
anzuerkennen sind. Nur ausnahmsweise 
kommt der Ansatz einer verdeckten Gewinn-
ausschüttung (vGA) in Betracht, wenn klare 
Anhaltspunkte dafür bestehen, dass sich der 
Aufsichtsrat bei der Vergütungsvereinbarung 
einseitig an den Interessen des Vorstands-
mitglieds orientiert hat.

Hintergrund: Bei einer vGA handelt es sich 
– vereinfacht – um Vermögensvorteile, die 
dem Gesellschafter einer Kapitalgesell- 
schaft außerhalb der gesellschaftsrecht- 
lichen Gewinnverteilung gewährt werden.  
Eine vGA darf den Gewinn der Gesellschaft 
nicht mindern.

Eine AG hatte durch ihren Aufsichtsrat mit 
dem alleinvertretungsberechtigten Vorstand 
X eine Vergütungsvereinbarung getroffen,  
die umsatz- und auch gewinnabhängige 
Tantiemezahlungen vorsah. Zwei Mitglieder 
des dreiköpfigen Aufsichtsrats waren neben 
dem X Minderheitsaktionäre, das dritte Mit- 
glied war an der AG nicht beteiligt. Verwandt-
schaftliche Beziehungen bestanden nicht. 
Das Finanzamt und das Finanzgericht 
Nürnberg behandelten die umsatz- und 

gewinnabhängigen Vergütungszahlungen an 
X als vGA – nicht aber der Bundesfinanzhof.

Zwar sind vor allem umsatzabhängige 
Tantiemen wegen der Gefahr einer Gewinn-
absaugung nur ausnahmsweise steuer
rechtlich anzuerkennen. Jedoch hat das 
Finanzgericht nicht beachtet, dass die 
herangezogene Rechtsprechung die Vergü-
tung des Gesellschafter-Geschäftsführers 
einer GmbH betrifft. Bei einer AG liegen die 
Verhältnisse nämlich anders.

Hier handelt für die AG ein Aufsichtsrat,  
der bei der Vereinbarung der Vorstandsver- 
gütung die Interessen der AG wahren muss. 
Im Streitfall konnte X den Aufsichtsrat auch 
nicht beherrschen, weil er nicht über die für 
die Wahl der Aufsichtsratsmitglieder erfor-
derliche Aktienmehrheit verfügte und er den 
Mitgliedern auch nicht nahestand. In einer 
solchen Konstellation liegen vGA im Zusam-
menhang mit umsatz- oder gewinnabhän
gigen Tantiemen nur ausnahmsweise vor, 
wenn besondere Umstände klar ergeben, 
dass sich der Aufsichtsrat einseitig an den 
Interessen des Vorstandsmitglieds orientiert 
hat.

Quelle: BFH-Urteil vom 24.10.2024, Az. I R 
36/22, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 247046; 
BFH, PM Nr. 12/25 vom 13.3.2025

Für Unternehmer

Begünstigung nicht  
entnommener Gewinne:  
Anwendungsschreiben  
zur Neuregelung
§ 34a Einkommensteuergesetz (EStG) 
ermöglicht eine Steuerbegünstigung für 
nicht entnommene Gewinne. Durch das 
Wachstumschancengesetz wurde das  
Thesaurierungsvolumen erhöht, was die 
Regelung attraktiver macht. Sie bleibt aber 
kompliziert. Daher hat das Bundesfinanz
ministerium nun ein Anwendungsschreiben 
veröffentlicht.

Hintergrund

Durch die Gewinnthesaurierung des § 34a 
EStG können auf Antrag nicht entnommene 
Gewinne aus Land- und Forstwirtschaft, 
Gewerbebetrieb oder selbstständiger Arbeit 
mit einem Steuersatz von nur 28,25 % (unter 
Ausblendung von Soli und Kirchensteuer) 
versteuert werden. Bedingung ist u. a.,  
dass der Gewinn durch Betriebsvermögens-
vergleich (Bilanzierung) ermittelt wird.

Die Kehrseite: Wird der Gewinn in späteren 
Jahren doch entnommen, erfolgt eine Nach-
versteuerung mit 25 %.

Quelle: BMF-Schreiben vom 12.3.2025,  
Az. IV C 6 - S 2290-a/00012/001/037,  
unter www.iww.de, Abruf-Nr. 247299

Für Unternehmer

Einkünftequalifizierung bei Arztpraxen: Keine gewerblichen Einkünfte trotz Arbeitsteilung
Ein als Zahnarzt zugelassener Mitunter
nehmer übt im Rahmen eines Zusammen-
schlusses von Berufsträgern den freien 
Beruf selbst aus, wenn er neben einer ggf. 
äußerst geringfügigen behandelnden Tätig-
keit vor allem und weit überwiegend orga
nisatorische und administrative Leistungen 
für den Praxisbetrieb der Mitunternehmer-
schaft erbringt. Dies hat der Bundesfinanz-
hof entschieden. Ärzte und Zahnärzte  
erzielen aus ihrer freiberuflichen Tätigkeit 
Einkünfte aus selbstständiger Arbeit nach  
§ 18 des Einkommensteuergesetzes (EStG). 
Dies gilt grundsätzlich auch bei einer  
Gemeinschaftspraxis. Allerdings kann es 
Konstellationen geben, in denen die Einkünf-
te der Gesellschaft als gewerbliche Einkünfte 
nach § 15 EStG einzustufen sind – mit der 
Konsequenz der Gewerbesteuerpflicht. Und 
darum ging es auch in folgendem Fall:

Im Streitfall ging es um eine Partnerschafts-
gesellschaft, die eine Zahnarztpraxis be-
treibt. Einem ihrer Seniorpartner oblag die 
kaufmännische Führung und die Organisa
tion der ärztlichen Tätigkeit des Praxisbe-
triebs (z. B. Vertretung gegenüber Behörden 
und Kammern, Personalangelegenheiten, 
Instandhaltung der zahnärztlichen Gerät-
schaften). Der Seniorpartner war weder  

„am Stuhl“ behandelnd tätig noch in die 
praktische zahnärztliche Arbeit der Mitsozien 
und der angestellten Zahnärzte eingebun-
den. Er beriet im Streitjahr fünf Patienten 
konsiliarisch und generierte hieraus einen 
geringfügigen Umsatz.

Das Finanzamt und das Finanzgericht 
Rheinland-Pfalz stuften die Einkünfte der 
gesamten Gesellschaft als gewerblich ein. 
Dem folgte der Bundesfinanzhof allerdings 
nicht: Alle Mitunternehmer erzielen Ein
künfte aus freiberuflicher und damit selbst-
ständiger Arbeit. Die freiberufliche Tätigkeit 
ist durch die unmittelbare, persönliche und 
individuelle Arbeitsleistung des Berufs
trägers geprägt. Daher reicht die bloße Zu- 
gehörigkeit eines Gesellschafters zu einem 
freiberuflichen Katalogberuf nicht aus.

Vielmehr muss positiv festgestellt werden 
können, dass jeder Gesellschafter die 
Hauptmerkmale des freien Berufs in seiner 
Person tatsächlich verwirklicht hat, also

· �die persönliche Berufsqualifikation sowie
· �das untrennbar damit verbundene aktive 

Entfalten dieser Qualifikation am Markt.

Die persönliche Ausübung der freiberufli-
chen Tätigkeit im vorgenannten Sinne setzt 
allerdings nicht voraus, dass jeder Gesell-

schafter in allen Unternehmensbereichen 
leitend und eigenverantwortlich tätig ist  
und an jedem Auftrag mitarbeitet. Die eigene 
freiberufliche Betätigung eines Mitunter
nehmers kann auch in Form der Mit- und 
Zusammenarbeit stattfinden.

Beachten Sie: Einen Mindestumfang für die 
nach außen gerichtete qualifizierte Tätigkeit 
sieht das Gesetz nicht vor.

Eine freiberufliche zahnärztliche Tätigkeit  
ist daher auch vorliegend anzunehmen:  
Auch in diesem Fall entfaltet der Berufs
träger Tätigkeiten, die zum Berufsbild des 
Zahnarztes gehören.

Merke: In diesem Zusammenhang stellte  
der Bundesfinanzhof Folgendes heraus: Die 
kaufmännische Führung und Organisation 
der Personengesellschaft ist die Grundlage 
für die Ausübung der am Markt erbrachten 
berufstypischen zahnärztlichen Leistungen. 
Sie ist demzufolge auch Ausdruck seiner 
freiberuflichen Mit- und Zusammenarbeit 
sowie seiner persönlichen Teilnahme an der 
praktischen Arbeit.

Quelle: BFH-Urteil vom 4.2.2025, Az. VIII R 
4/22, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 247293; 
BFH, PM Nr. 19/25 vom 27.3.2025
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Für Unternehmer

Elektronische  
Kassensysteme:  
Meldepflicht beachten
Nach § 146a der Abgabenordnung müssen 
bestimmte elektronische Aufzeichnungs
systeme (vor allem elektronische Kassen
systeme und Registrierkassen) über eine 
zertifizierte technische Sicherheitseinrich-
tung verfügen. 

Darüber hinaus besteht eine Mitteilungs-
pflicht. Wurden elektronische Aufzeich- 
nungssysteme i. S. des § 1 Abs. 1 S. 1 der  
Kassensicherungsverordnung z. B. vor  
dem 1.7.2025 angeschafft, muss die Mit- 
teilung bis zum 31.7.2025 erfolgen.

Beachten Sie: Weitere Informationen ent- 
halten das BMF-Schreiben vom 28.6.2024 
(Az. IV D 2 - S 0316-a/19/10011 :009)  
und der Fragen-Antworten-Katalog  
des Bundesfinanzministeriums  
(unter www.iww.de/s11221).

Für Unternehmer

Steuerstundungsmodelle: Verrechnungsbeschränkung  
auch für definitive Verluste „abgesegnet“
Die Ausgleichs- und Abzugsbeschränkung 
für Verluste aus Steuerstundungsmodellen 
ist auch im Fall eines definitiven Verlusts 
verfassungsgemäß. So lautet eine Entschei-
dung des Bundesfinanzhofs.

Ein Steuerstundungsmodell liegt vor, wenn 
aufgrund einer modellhaften Gestaltung 
steuerliche Vorteile in Form negativer Ein-
künfte erzielt werden sollen.

§ 15b Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes 
(EStG) bestimmt nun, dass Verluste im 
Zusammenhang mit einem Steuerstun-
dungsmodell weder mit Einkünften aus 
Gewerbebetrieb noch mit Einkünften aus 
anderen Einkunftsarten ausgeglichen und 
auch nicht im Wege des Verlustrück- oder 
-vortrags abgezogen werden dürfen. Sie 
mindern allein die Einkünfte, die der Steuer-
pflichtige in den folgenden Wirtschaftsjahren 
aus derselben Einkunftsquelle erzielt.

Ein Steuerpflichtiger hatte sich als  
Kommanditist an einer im Jahr 2005  
gegründeten GmbH & Co. KG beteiligt, die 
ein Werk zur Herstellung von Biodiesel  
aus Raps errichtete und betrieb. Im Anleger-
prospekt des geschlossenen Fonds wurden 
den Anlegern für die Anfangsjahre 2005 bis 
2007 kumulierte steuerliche Verluste i. H. 
 von ca. 4 Mio. EUR prognostiziert. Gewinne 
sollten ab 2008 anfallen. Bis 2020 sollten  
die Anleger einen Totalüberschuss von  
ca. 155 % erwirtschaften.

Tatsächlich wurde jedoch 2009 das Insolvenz
verfahren über das Vermögen der Gesell-

schaft eröffnet und ihr Betrieb aufgegeben.

Das Finanzamt stufte die Gesellschaft als 
Steuerstundungsmodell ein und behandelte 
die Verluste der Kommanditisten als nur mit 
zukünftigen Gewinnen verrechenbar (und 
nicht als sofort ausgleichs- und abzugsfähig). 
Dieser Ansicht schlossen sich das Finanz
gericht Mecklenburg-Vorpommern und der 
Bundesfinanzhof an

Die Annahme eines Steuerstundungs- 
modells setzt nicht voraus, dass sich eine 
Investition im Einzelfall als betriebswirt-
schaftlich nicht oder wenig sinnvoll darstellt. 
Der Anwendung des 

§ 15b EStG steht auch nicht entgegen, dass 
die im Streitjahr 2009 nicht ausgleichsfähi-
gen Verluste aufgrund der Insolvenz der 
Gesellschaft und der Betriebsaufgabe nicht 
mehr mit späteren Gewinnen aus derselben 
Einkunftsquelle verrechnet werden können. 
Die Verlustausgleichs- und -abzugsbe-
schränkung ist auch bei solchen definitiven 
Verlusten verfassungsgemäß.

Merke: Unter die Verlustausgleichs- und 
Abzugsbeschränkung bei Personengesell-
schaften fallen auch (individuelle) Sonder
betriebsausgaben des Gesellschafters, wie 
beispielsweise Verluste aus der Gewährung 
nachrangiger Gesellschafterdarlehen.

Quelle: BFH-Urteil vom 21.11.2024,  
Az. IV R 6/22, unter www.iww.de,  
Abruf-Nr. 247049; BFH,  
PM Nr. 14/25 vom 13.3.2025

Für Unternehmer

Umsatzsteuer:  
Anwendungsschreiben zur neuen Kleinunternehmerregelung
Durch das Jahressteuergesetz 2024 wurde 
die nationale Kleinunternehmerregelung  
mit Wirkung ab 2025 reformiert. Zudem  
kann die Kleinunternehmerregelung nun 
auch erstmalig im EU-Ausland in Anspruch 
genommen werden. Infolge der gesetzlichen 
Neuregelungen hat das Bundesfinanzminis-
terium ein Anwendungsschreiben veröffent-
licht und den Umsatzsteuer-Anwendungs
erlass entsprechend angepasst und ergänzt.

Ausgewählte Aspekte

Durch die Neuregelung sind von inländischen 
Kleinunternehmern bewirkte Umsätze von 
der Umsatzsteuer befreit (zuvor wurde die 
Umsatzsteuer „nicht erhoben“). Die Folge ist, 
dass ein dennoch in einer Rechnung ausge-
wiesener Steuerbetrag unter den Vorausset-
zungen des § 14c Abs. 1 UStG (unrichtiger 
Steuerausweis) geschuldet wird.

Beachten Sie: Allerdings entsteht keine 
Steuer, wenn der Kleinunternehmer eine 
Lieferung oder sonstige Leistung ausführt 
und hierüber eine Rechnung mit einem 
unrichtigen Steuerausweis an einen End
verbraucher stellt.

Zudem führt das Bundesfinanzministerium 
Folgendes aus: Ein vor 2025 erklärter  
Verzicht auf die Anwendung der Kleinunter- 
nehmerregelung bindet den Unternehmer 
auch für die Zeit nach dem 1.1.2025  
weiter-hin für insgesamt mindestens fünf 
Kalenderjahre (§ 19 Abs. 3 S. 3 UStG). 

Die Fünfjahresfristist vom Beginn des  
ersten Kalenderjahres an zu berechnen,  
für das die abgegebene Erklärung gilt.

Quelle: BMF-Schreiben vom 18.3.2025,  
Az.  III C 3 - S 7360/00027/044/105,  
unter www.iww.de, Abruf-Nr. 247198

Für Unternehmer

Vorsteuervergütungs- 
verfahren:  
Anträge bis 30.9.2025 stellen
Die EU-Mitgliedstaaten erstatten inländi-
schen Unternehmern unter bestimmten 
Bedingungen die dort gezahlte Umsatz
steuer. Ist der Unternehmer im Ausland  
für umsatzsteuerliche Zwecke nicht  
registriert, kann er die Beträge durch das 
Vorsteuervergütungsverfahren geltend 
machen. 

Die Anträge für 2024 sind bis zum  
30.9.2025 über das Online-Portal des  
Bundeszentralamts für Steuern zu  
stellen. 

Weitere Einzelheiten erfahren Sie  
unter www.iww.de/s3640.



Erbrecht

Nachlassverschuldung: Kein Irrtum bei der Erbschaftsausschlagung
Ein rechtlich beachtlicher Irrtum über die 
Überschuldung des Nachlasses liegt nur 
vor, wenn sich der Anfechtende in einem 
Irrtum über die Zusammensetzung des 
Nachlasses befunden hat, dagegen nicht, 
wenn lediglich falsche Vorstellungen von 
dem Wert der einzelnen Nachlassgegen-
stände vorgelegen haben. So entschied  
es das Oberlandesgericht (OLG) Zwei
brücken.

Erblasserin verstarb  
ohne Testament

Die Erblasserin ist im Alter von 106 Jahren 
ohne Testament verstorben. Zuvor lebte sie 
seit längeren Jahren in einem Senioren-
heim. Die Heim- und Pflegekostenkosten 
wurden aus Mitteln der Kriegsopferfür
sorgestelle bestritten. Diese Leistungen 
wurden als Darlehen gewährt und durch 
eine Grundschuld an einem Haus der 
Erblasserin abgesichert. Der Ehemann der 
Erblasserin, ihre beiden Kinder und auch 
ein Enkelkind waren bereits vorverstorben. 
Gesetzliche Erben waren die Enkel und 
Urenkel der Erblasserin.

Nach dem Tod der Erblasserin hat u.a. die  
in gesetzlicher Erbfolge zur Erbin berufene 
Enkelin das Erbe ausgeschlagen und dabei 
angegeben, dass der Nachlass nach ihrer 
Kenntnis überschuldet sei. Zwei Urenkel  
der Erblasserinnen haben das Erbe dage-
gen nicht ausgeschlagen. In der Folge 

wurde das Haus der Erblasserin unter 
Mitwirkung einer gerichtlich bestellten 
Nachlasspflegerin an Dritte verkauft. Nach 
dem Verkauf des Hauses hat die Enkelin 
ihre Erklärung zur Erbausschlagung sodann 
wegen Irrtums angefochten. Danach hat sie 
die Erteilung eines Erbscheins beantragt, 
der u.a. sie als Erbin zu 1/4 Anteil auswei-
sen sollte.

Das Nachlassgericht hat entschieden,  
dass der Erbschein wegen der angefoch
tenen Erbausschlagungserklärung der 
Enkelin, wie von ihr beantragt, erteilt 
werden müsse. Gegen diesen Beschluss 
wendete sich einer der Urenkel, der die 
Erbschaft nicht ausgeschlagen hatte, mit 
seiner Beschwerde.

Erbscheinsantrag  
war zurückzuweisen

Auf die Beschwerde hat das OLG entschie-
den: Der Erbscheinsantrag der Enkelin war 
zurückzuweisen, da der von ihr beantragte 
Erbschein die eingetretene Erbfolge falsch 
wiedergebe. Die Enkelin sei keine Erbin 
geworden, da sie die Erbschaft wirksam 
ausgeschlagen habe und sie die Ausschla-
gungserklärung wegen Irrtums auch nicht 
wirksam anfechten könne. 

Soweit sie Ihren Irrtum damit begründet 
habe, ihr sei erst im Nachhinein bekannt 
geworden, dass zum Nachlass ein Bank

konto bei der Kreissparkasse K. mit  
einem vierstelligen Guthaben gehöre,  
läge zwar ein beachtlicher Irrtum über die 
Zusammensetzung des Nachlasses vor.

Irrtum nicht ursächlich  
für Ausschlagung

Dieser Irrtum hätte aber nicht ihre Aus-
schlagung der Erbschaft veranlasst. Denn 
selbst, wenn ihr das Konto bei der Kreis-
sparkasse Köln bekannt gewesen wäre, 
hätte dies mangels wirtschaftlichem Ge-
wicht des dortigen Guthabenbetrags gegen-
über den restlichen Nachlasspositionen 
nichts an ihrer Einschätzung der Über
schuldung des Nachlasses geändert. 

Soweit sich die Enkelin darauf berufe,  
dass sie darüber geirrt habe, dass der  
Erlös aus dem Verkauf des Hauses der 
Erblasserin die Verbindlichkeiten aus dem 
mit der Grundschuld abgesicherten Dar
lehen für die Heim- und Pflegekosten der 
Kriegsopferfürsorgestelle übersteige,  
liege kein Irrtum vor, der zur Anfechtung 
berechtige. Dieser Irrtum beruhe lediglich 
auf der falschen Vorstellung über den Wert 
des Nachlasses, nicht über dessen Zu
sammensetzung.

Quelle: OLG Zweibrücken,  
Beschluss vom 14.8.2024, 8 W 102/23,  
PM vom 10.12.2024

Arbeitsrecht

Gleichbehandlungsgesetz:  
Wenn die Auftraggeberin einen männlichen Architekten verlangt...
Will eine Auftraggeberin nicht von einer 
weiblichen Mitarbeiterin, sondern von  
einem Mann betreut werden, können 
schnell Entschädigungsforderungen nach 
dem Allgemeinen Gleichbehandlungs- 
gesetz (AGG) im Raum stehen – so wie in 
einem Fall des Landesarbeitsgerichts  
(LAG) Baden-Württemberg.

Inhaber des Architekturbüros  
blieb passiv 

Im Fall des LAG hatte der Inhaber des  
Architekturbüros nicht einmal versucht,  
die Auftraggeberin umzustimmen. 

Er unternahm auch keinen Versuch, sie  
von der hohen Qualität seiner Mitarbeiterin 
zu überzeugen.

Unmittelbare Benachteiligung  
aufgrund des Geschlechts

Nach § 3 Abs. 1 S. 1 AGG liegt eine unmittel-
bare Benachteiligung vor, wenn eine Person 
wegen eines in § 1 AGG genannten Grundes 
eine weniger günstige Behandlung erfährt, 
als eine andere Person in einer vergleich 
baren Situation erfährt, erfahren hat oder 
erfahren würde. 

Nur wenn diese „geeigneten, erforder- 
lichen und angemessenen Maßnahmen“ 
nicht gefruchtet hätten, hätte eine eigene 
benachteiligende Handlung des Büros 
ausgeschlossen werden können.

Der Arbeitgeber musste der Mitarbeiterin 
schließlich 1.500 Euro Schadenersatz 
zahlen.

Quelle: LAG Baden-Württemberg,  
Urteil vom 20.11.2024, 10 Sa 13/24,  
Abruf-Nr. 246118 unter www.iww.de
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Steuertermine , Beiträge Sozialversicherung, Verbraucherpreisindex im Juni 2025

Steuertermine 

Fälligkeit:  
USt, LSt = 10.6.2025
ESt, KSt = 10.6.2025

Überweisungen (Zahlungsschonfrist):  
USt, LSt = 13.6.2025 
ESt, KSt = 13.6.2025

Scheckzahlungen:  
Bei Scheckzahlung muss der Scheck dem Finanzamt  
spätestens drei Tage vor dem Fälligkeitstag vorliegen!

Beiträge Sozialversicherung Fälligkeit Beiträge 6/2025 = 26.6.2025

Verbraucherpreisindex (BRD) 
(Veränderung gegenüber Vorjahr)

3/24 8/24 11/24 3/25
+ 2,2 % + 1,9 % + 2,2 % + 2,2 %

Erbrecht

Social Media: Geerbtes Instagram-Konto:  
Erben haben Nutzungsrecht
Das Oberlandesgericht (OLG) Oldenburg  
hat entschieden: Erben können vollen 
Zugriff auf das Instagram-Konto des  
Erblassers bekommen. Das beinhaltet 
dessen aktive Nutzungsmöglichkeit.

Die Ehefrau und alleinige Erbin eines 
bekannten Sängers hatte geklagt. Hinter-
grund: Nachdem der Konzern Meta, zu  
dem die Social-Media-Plattform Instagram 
gehört, Kenntnis vom Tod des Sängers 
erlangte, versetzte das Unternehmen den 
Instagram-Account in den sog. Gedenkzu-
stand. Bemühungen der Ehefrau, vollen 
Zugriff auf das Konto wiederzuerlangen, 
waren ergebnislos. Das OLG: Die Frau ist 

als Erbin in das Vertragsverhältnis ihres 
Mannes mit Meta im Wege der sog. Ge-
samtrechtsnachfolge eingetreten. Das habe 
schon der Bundesgerichtshof (BGH) so 
entschieden. Danach ist der Anspruch auf 
Zugang zu einem Social-Media-Konto 
grundsätzlich vererbbar. Mit der Erbenstel-
lung sei die Ehefrau in sämtliche Rechte 
und Pflichten des Erblassers eingetreten, 
was neben einem passiven Anspruch auf 
(nur) lesende Nutzung auch einen Anspruch 
auf aktive Nutzung umfasse.

Quelle: OLG Oldenburg, Urteil vom 
30.12.2024, 13 U 116/23, Abruf-Nr. 246112 
unter www.iww.de


